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G. Ministerium für Wirtschaft, 
Tourismus, Landwirtschaft und Forsten
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Richtlinien Meistergründungsprämie; 

Zweite Änderung

RdErl. des MWL vom 15. April 2024 - 21-04011

Bezug:
RdErl. des MWL vom 9. November 2022 (MBI. LSA S. 543), geändert durch 
RdErl. vom 27. September 2023 (MBI. LSA S. 418)

1. Der Bezugs-RdErl. wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe a erhält folgende Fassung:

,,a) der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt vom 30. April 1991 
(GVBI. LSA S. 35), zuletzt geändert durch Arti­
kel 5 des Gesetzes vom 3. April 2023 (GVBI. 
LSA S. 201), in der jeweils geltenden Fassung, 
einschließlich der dazu ergangenen Verwaltungs­
vorschriften zur Landeshaushaltsordnung (RdErl. 
des MF vom 1. Februar 2001, MBI. LSA S. 241, 
zuletzt geändert durch RdErl. vom 22. Mai 2023, 
MBI. LSA S. 198, in der jeweils geltenden Fas­
sung),“.

bb) Buchstabe c erhält folgende Fassung:
,,c) der Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommis­

sion vom 13. Dezember 2023 über die Anwen­
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über

> die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 
De-minimis-Beihilfen (ABI. L, 2023/2831,15.12. 
2023) in der jeweils geltenden Fassung,“.

b) In Nummer 4.6 wird die Angabe „Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013“ durch die Angabe „Verordnung (EU) 
2023/2831“ und das Wort „Steuerjahren“ durch das 
Wort „Jahren“ ersetzt.

c) In Nummer 6.4 Satz 1 wird die Angabe „Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013“ durch die Angabe „Verordnung (EU) 
2023/2831“ ersetzt.

d) In Nummer 9 wird die Angabe „30. Juni 2024“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2026“ ersetzt.

e) Die Anlage erhält folgende Fassung:

„Anlage
(zu den Nummern 4.6 und 6.4 Satz 2)

Soweit die Förderung nach diesen Richtlinien als Gewäh­
rung von De-minimis-Beihilfen nach der in diesen Richt­
linien benannten Verordnung (EU) 2023/2831 erfolgt, sind 
zusätzlich und vorrangig folgende (De-minimis spezifische) 
Festlegungen einzuhalten:

1. Förderzeitraum

Die Förderung ist zulässig vom Inkrafttreten dieser Richt­
linien bis zum 31. Dezember 2026.

2. Förderausschlüsse

Die Förderung ist ausgeschlossen im Hinblick auf

a) Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärproduktion 
von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur 
tätig sind;

b) Beihilfen für Unternehmen, die in der Verarbeitung und 
Vermarktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnis­
sen tätig sind, sofern der Beihilfebetrag auf der Grund­
lage des Preises oder der Menge der gekauften oder in 
Verkehr gebrachten Erzeugnisse festgesetzt wird;

c) Beihilfen an Unternehmen, die in der Primärproduktion 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind;

d) Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind;

aa) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder 
der Menge der bei Primärerzeugern erworbenen 
oder von dem betreffenden Unternehmen vermark­
teten Erzeugnisse richtet, oder

bb) wenn die Beihilfe an die Bedingung geknüpft ist, 
dass sie ganz oder teilweise an Primärerzeuger 
weitergegeben wird;

e) Beihilfen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Aus­
fuhren in Mitgliedstaaten oder Drittstaaten, das heißt, 
Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, 
mit dem Aufbau und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes 
oder mit anderen laufenden Ausgaben für exportbezo­
gene Tätigkeiten im Zusammenhang stehen;

f) Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische 
Waren und Dienstleistungen Vorrang vor eingeführten 
Waren und Dienstleistungen erhalten.

Ist ein Unternehmen sowohl in einem der in Absatz 1 
Buchst, a, b, c oder d genannten Bereiche als auch in einem 
oder mehreren anderen Bereichen im Geltungsbereich der 
Verordnung (EU) 2023/2831 tätig oder übt andere Tätig­
keiten im Geltungsbereich der Verordnung (EU) 2023/2831 
aus, so gilt die Verordnung (EU) 2023/2831 für Beihilfen, 
die für letztere Bereiche oder Tätigkeiten gewährt werden, 
sofern der betreffende Mitgliedstäat durch geeignete Mittel 
wie die Trennung der Tätigkeiten oder der Buchführung 
sicherstellt, dass die Tätigkeiten in den von der Verordnung 
(EU) 2023/2831 ausgenommenen Bereichen nicht durch 
im Einklang mit der Verordnung (EU) 2023/2831 gewährte 
De-minimis-Beihilfen unterstützt werden.

3. Begriffsbestimmungen

Es gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) „landwirtschaftliche Erzeugnisse“: die in Anhang I des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
aufgeführten Erzeugnisse mit Ausnahme der Erzeug­
nisse der Fischerei und der Aquakultur im Geltungs­
bereich der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 
2013 über die gemeinsame Marktorganisation für Er­
zeugnisse der Fischerei und der Aquakultur, zur Ände­
rung der Verordnungen (EG) Nr. 1184/2006 und (EG) 
Nr. 1224/2009 des Rates und zur Aufhebung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates (ABI. L 354 vom 
28. 12. 2013, S. 1), zuletzt geändert durch Verordnung 
(EU) 2020/560 (ABI. L 130 vom 24. 4. 2020, S. 11);
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b) „landwirtschaftliche Primärproduktion“: die Erzeugung 
von in Anhang I des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union aufgeführten Erzeugnissen des 
Bodens und der Viehzucht, ohne weitere Vorgänge, die 
die Beschaffenheit solcher Erzeugnisse verändern;

c) „Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“: 
jede Einwirkung auf ein landwirtschaftliches Erzeugnis, 
deren Ergebnis ebenfalls ein landwirtschaftliches Er­
zeugnis ist, ausgenommen in einem landwirtschaftlichen 
Betrieb erfolgende Tätigkeiten zur Vorbereitung eines 
tierischen oder pflanzlichen Erzeugnisses für den Erst­
verkauf;

d) „Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse“: das 
Lagern, Feilhalten oder Anbieten zum Verkauf, die Ab­
gabe oder jede andere Form des Inverkehrbringens 
eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses, ausgenom­
men der Erstverkauf durch den Primärerzeuger an 
Wiederverkäufer oder Verarbeiter und jede Tätigkeit, 
die ein Erzeugnis für diesen Erstverkauf vorbereitet; der 
Verkauf durch einen Primärerzeuger an Endverbraucher 
gilt als Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnis­
sen, wenn er in gesonderten, für diesen Zweck vorge­
sehenen Räumlichkeiten erfolgt;

e) „Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur“: die 
Erzeugnisse gemäß Artikel 5 Buchst, a und b der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1379/2013;

f) „Primärproduktion von Fischerei- und Aquakulturer­
zeugnissen“: sämtliche Schritte im Zusammenhang mit 
dem Fang, der Aufzucht oder der Haltung von Wasser­
organismen, sowie Tätigkeiten im Betrieb oder an Bord, 
die zur Vorbereitung eines Tieres oder einer Pflanze 
für den Erstverkauf erforderlich sind, einschließlich 
Zerlegen, Filetieren oder Einfrieren sowie Erstverkauf 
an Wiederverkäufer oder Verarbeiter;

g) „Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der 
Fischerei und der Aquakultur“: sämtliche Schritte, ein­
schließlich Behandlung, Bearbeitung und Umwandlung, 
die nach der Anlandung oder im Fall von Aquakultur der 
Ernte vorgenommen werden und deren Ergebnis ein 
Verarbeitungserzeugnis ist, sowie der Vertrieb des Er­
zeugnisses;

h) „Finanzintermediär“: Finanzinstitute, die einen Erwerbs­
zweck verfolgen, ungeachtet ihrer Form und Eigentums­
verhältnisse; öffentliche Förderbanken oder -institute 
sind dieser Definition nicht zuzuordnen, wenn sie als 
Bewilligungsbehörden tätig sind und keine Quersubven­
tionierung der auf eigenes Risiko und eigene Rechnung 
ausgeübten Tätigkeiten erfolgt;

i) „ein einziges Unternehmen“: alle Unternehmen, die zuei­
nander in mindestens einer der folgenden Beziehungen 
stehen:

aa) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte 
der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen 
Unternehmens;

bb) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu 
bestellen oder abzuberufen;

cc) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem an­
deren Unternehmen geschlossenen Vertrag oder 

aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berech­
tigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses 
Unternehmen auszuüben;

dd) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesell­
schafter eines anderen Unternehmens ist, übt 
gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Ge­
sellschaftern dieses anderen Unternehmens ge­
troffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über 
die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteils­
eignern oder Gesellschaftern aus;

auch Unternehmen, die über ein anderes oder mehrere 
andere Unternehmen zueinander in mindestens einer 
der Beziehungen gemäß den Doppelbuchstaben aa 
bis dd stehen, werden als ein einziges Unternehmen 
betrachtet.

4. Förderhöchstbetrag

Die Gesamtsumme der einem einzigen Unternehmen 
gewährten De-minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von 
drei Jahren 300 000 Euro nicht übersteigen. Als Gewäh­
rungszeitpunkt einer De-minimis-Beihilfe gilt der Zeitpunkt, 
zu dem das Unternehmen einen Rechtsanspruch auf die 
Beihilfe erwirbt, und zwar unabhängig davon, wann die 
De-minimis-Beihilfe tatsächlich an das Unternehmen aus­
gezahlt wird. Der Höchstbetrag gilt für De-minimis-Beihilfen 
gleich welcher Art und Zielsetzung und unabhängig davon, 
ob die gewährte Beihilfe ganz oder teilweise aus Unions­
mitteln finanziert wird.

Wenn der vorgenannte einschlägige Höchstbetrag durch 
die Gewährung einer neuen De-minimis-Beihilfe überschrit­
ten würde, dürfen diese Richtlinien für diese neue De-mini- 
mis-Beihilfe nicht in Anspruch genommen werden.

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De- 
minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zuvor 
gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln, 
ob eine neue De-minimis-Beihilfe für das neue oder das 
übernehmende Unternehmen zu einer Überschreitung des 
einschlägigen Höchstbetrags führt.

Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unter­
nehmen aufgespalten, so werden alle De-minimis-Bei- 
hilfen, die dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt 
wurden, demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die 
Beihilfen zugutekommen, also grundsätzlich dem Unter­
nehmen, das die Geschäftsbereiche übernimmt, für die 
die De-minimis-Beihilfen verwendet wurden. Ist eine solche 
Zuweisung nicht möglich, so werden die De-minimis-Bei- 
hilfen den neuen Unternehmen auf der Grundlage des 
Buchwerts ihres Eigenkapitals zum Zeitpunkt der tatsäch­
lichen Aufspaltung anteilig zugewiesen.

5. Förderung als verlorener Zuschuss

Die Förderung ist auf die Gewährung eines (verlorenen) 
Zuschusses begrenzt. Insoweit bezieht sich der in Num­
mer 4 festgesetzte Höchstbetrag auf den Fall einer Barzu­
wendung. Bei den eingesetzten Beträgen sind die Brutto­
beträge, das heißt, die Beträge vor Abzug von Steuern und 
sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen.

In mehreren Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum 
Zeitpunkt ihrer Gewährung abgezinst. Der Zinssatz, der 
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für die Abzinsung und die Berechnung des Bruttosubven­
tionsäquivalents anzusetzen ist, ist der zum Zeitpunkt der 
Gewährung geltende Abzinsungssatz.

6. Kumulierung

Nach diesen Richtlinien gewährte De-minimis-Beihilfen 
dürfen mit nach der Verordnung (EU) 2023/2832 der Kom­
mission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unter­
nehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft­
lichem Interesse erbringen (ABI. L, 2023/2832,15.12.2023) 
gewährten De-minimis-Beihilfen kumuliert werden. De- 
minimis-Beihilfen nach diesen Richtlinien dürfen bis zu dem 
in Nummer 4 festgesetzten Höchstbetrag mit De-minimis-- 
Beihilfen nach anderen De-minimis-Verordnungen kumu­
liert werden.

De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Bei­
hilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten noch mit staat­
lichen Beihilfen für dieselbe Risikofinanzierungsmaßnah­
me kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu führen 
würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität 
oder der höchste einschlägige Beihilfebetrag, die oder der 
im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder 
einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, überschrit­
ten wird: De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf be­
stimmte beihilfefähige Kosten gewährt werden und keinen 
solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen mit 
anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf 
der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder 
eines Beschlusses der Kommission gewährt wurden.

7. Besonderes Verfahren

Die gewährte De-minimis-Beihilfewird, unter Angabe des 
Beihilfeempfängers, des Beihilfebetrages, des Tages der 
Gewährung, der Bewilligungsstelle, des Beihilfeinstrumen­
tes und des betroffenen Wirtschaftszweiges auf der Grund­
lage der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in 
der Europäischen Union („NACE-Klassifikation“), innerhalb 
von 20 Arbeitstagen nach Gewährung der Beihilfe in einem 
zentralen Register, welches für die Öffentlichkeit zugäng­
lich ist, erfasst.

Die Bewilligungsstelle gewährt eine neue De-minimis- 
Beihilfe erst, nachdem sie sich vergewissert hat, dass 
dadurch der Betrag der dem betreffenden Unternehmen 
insgesamt gewährten De-minimis-Beihilfen, den in Num­
mer 4 genannten Höchstbetrag nicht übersteigt und sämt­
liche Voraussetzungen der Verordnung (EU) 2023/2831 
erfüllt sind.

8. Übergangsbestimmungen

Solange das Zentralregister noch nicht eingerichtet ist 
oder noch keinen Zeitraum von drei Jahren abdeckt, hat 
das betreffende Unternehmen vor Gewährung der Bei­
hilfe seinerseits schriftlich oder in elektronischer Form jede 
De-minimis-Beihilfe anzugeben, die es in den letzten drei 
Jahren erhalten hat. Beabsichtigt die Bewilligungsstelle, 
einem Unternehmen eine De-minimis-Beihilfe zu gewäh­
ren, teilt die Bewilligungsstelle dem Unternehmen schriftlich 
oder in elektronischer Form die voraussichtliche Höhe der 

Beihilfe (ausgedrückt als Bruttosubventionsäquivalent) mit 
und setzt es unter ausdrücklichen Verweis auf die hier 
zugrunde liegende De-minimis-Verordnung der Europä­
ischen Kommission mit Angabe ihres Titels und der Fund­
stelle im Amtsblatt der Europäischen Union davon in Kennt­
nis, dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt.

9. Dokumentationspflicht

Die Bewilligungsstelle sammelt und registriert sämtliche 
mit der Anwendung dieser Anlage zusammenhängenden 
Informationen. Die Aufzeichnungen müssen Aufschluss 
darüber geben, ob die Bedingungen für die Anwendung 
der Verordnung (EU) 2023/2831 erfüllt worden sind. Die 
Aufzeichnungen über De-minimis-Einzelbeihilfen sind vom 
Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn Jahre lang aufzube­
wahren; bei Beihilferegelungen beträgt die Aufbewahrungs­
frist zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu dem letztmals eine 
Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt 
wurde.

Die Bewilligungsstelle übermittelt über das für Wirtschaft 
zuständige Ministerium des Landes Sachsen-Anhalt und 
das für das Beihilfenrecht zuständige Bundesministerium 
an die Europäische Kommission auf deren schriftliches 
Ersuchen hin innerhalb von 20 Arbeitstagen oder einer von 
ihr in dem Auskunftsersuchen festgesetzten längeren Frist 
alle Informationen, die diese benötigt, um zu beurteilen, ob 
die Verordnung (EU) 2023/2831 eingehalten wurde.“

2. Dieser RdErl. tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft.

An
die Investitionsbank Sachsen-Anhalt
die Handwerkskammern Magdeburg und Halle (Saale)
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Richtlinien ego.-KONZEPT; 

Änderung

Erl. des MWL vom 15. April 2024 - 21-04011

Bezug:
Erl. des MWL vom 21. August 2023 (MBI. LSA S. 388)

1. Der Bezugs-Erl. wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a werden die Wörter „Verordnung (EU) 
2023/435 (ABI. L 63 vom 28. 2. 2023, S. 63)“ durch 
die Wörter „Verordnung (EU) 2024/795 (ABI. L, 
2024/795, 29. 2. 2024)“ ersetzt.

bb) In Buchstabe b werden nach der Angabe „S. 75),“ 
die Wörter „geändert durch Verordnung (EU) 2024/ 
795 (ABI. L, 2024/795, 29. 2. 2024),“ eingefügt.
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